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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

BSG Az.: B 5 RE 1/18 B

LSG Baden-Württemberg 31.01.2018 - L 5 R 4702/16 
SG Mannheim 10.11.2016 - S 4 R 825/16 

Prozessbevollmächtigte: 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 

g e g e n

Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 

Beklagte und Beschwerdegegnerin, 

beigeladen: 

1. Versorgungswerk der Architektenkammer Baden-Württemberg,
Dannecker Straße 52, 70182 Stuttgart,

Prozess bevollmächtigter: 

2. Architektenkammer Baden-Württemberg,
Dannecker Straße 52, 70182 Stuttgart,

Prozess bevollmächtigte: 

. 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Dezember 2018 durch die 

Vorsitzende Richterin Dr. D ü r i n g sowie die Richterin Dr. G ü n n i k e r 

und den Richter Dr. K o I o c z e k sowie die ehrenamtlichen Richter 

K o v a r und G a n z 

beschlossen: 
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schränkende Umstände - angereichert und dadurch in seinem Anwendungsbereich eingeengt 

werden darf. 

34 . In diesem Zusammenhang weist der Senat erneut darauf hin, dass Landesrecht zwar grund­

sätzlich nicht revisibel ist, etwas anderes jedoch dann gilt, wenn das LSG bei der Auslegung von 

Landesrecht allgemein geltende Auslegungsgrundsätze verletzt, die dem Bundesrecht angehö­

ren (vgl Urteil des Senats vom 7.12.2017, aaO, RdNr 27 f). 

35 Insoweit wird das LSG zu bedenken haben, dass nach § 1 Abs 1 ArchG BW Berufsaufgabe des 

Architekten "insbesondere" die gestaltende, technische, wirtschaftlich�. ökologische und soziale 

Planung von Bauvorhaben ist, und der Begriff "insbesondere" eine Öffnungsklausel für weitere 

Tätigkeitsfelder eines Architekten darstellt. Ferner wird zu berücksichtigen sein, dass der Lan­

desgesetzgeber in Abs 5 über die unmittelbare Planung und Bauausführung hinausgehende 

Aufgaben ergänzend in das Gesetz aufgenommen hat, um der Entwicklung Rechnung zu 

tragen, dass Bauherren zunehmend eine umfassende Betreuung ihrer Projekte erwarten, die 

teilweise weit vor der eigentlichen Planungstätigkeit ansetzt und mitunter auch noch nach Über­

gabe .des Vorhabens fortbestehen kann (Gesetzentwurf der Landesregierung - Gesetz zur 

Änderung . des Bauberufsrechts und anderer Gesetze, Landtag von Baden-Württem­

berg - LT-Drucks 15/7857, S 38 zu§ 1 Abs 5 ArchG BW). 

36 · Des Weiteren wird das LSG zu beachten haben, dass nach der Rechtsprechung des BVerwG

. (Urteil.vom 30.1.1996 - 1 C 9/93 - Juris RdNr 24), auf die der Senat bereits in seinem Urteil vom

7.12.2017 .(aaO, RdNr30) hingewiesen hat, auch eine Tätigkeit "in einem Randbereich" eines

verkammerten Berufs eine die Zwangsmitgliedschaft in der Berufskammer begründend� Berufs­

ausübung ist. In diesem Zusammenhang hat das BVerwG hervorgehoben, dass der Zweck des

Kammerrechts, die Gesamtbelange des Berufsstandes zu wahren, es rechtfertige, alle Tätig­

keitsbereiche zu erfassen, also auch "Randgruppen", die in Grenzbereichen zu anderen Berufen

tätig seien (vgl BVerwG, aaO). Ob angesichts dieser Rechtsprechung eine Unterscheidung zwi­

schen einem Kernbereich und einem Randbereich verkammerter Tätigkeiten mit daran

anknüpfenden unterschiedlichen Rechtsfolgen zulässig erfolgen kann, dürfte zweifelhaft sein.

37 Die Kostenentscheidung bleibt der Entscheidung des LSG zur Hauptsache vorbehalten. 

Düring 

Br9gtaubigt 
11l��(L(.'­Heinemann 

Koloczek Günniker 




